
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1902

62 (4.3.1902) Badischer Landtag. Sitzungsbericht aus der Zweiten
Kammer. 44. öffentliche Sitzung



Beüage zur ,Karlsruher Zeitung" 62.

Badischer Landtag.
crus der ^Zweiten ^ÄLcrünrner.

44 . öffentliche Sitzung
am Samstag , den 1 . März 1902 .

M Regierungstisch : Ministerialrath vr . Krems,
Ministerialrath Or . Düringer, Legationsrath Kühn und
Wnisterialrath Tröger.

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um 9 *st Uhr.
Abg . Blümmel berichtet namens der Petitionskommission

über die Bitte des Bezirksthierarztes a . D . Joses Wirth
m Mannheim um Revision seiner Entlassung aus dem
Staatsdienste . Die Kommission kann die Petition so

^ »enig empfehlen als diejenige , welche im Jahre 1898
^ lll Hoben Hause unterbreitet wurde. Zu der Zeit ,
^ ztz der Bittsteller auf Antrag des Bezirksamts Schopf-

hkim vom Mimsterium des Innern seines Amtes ent-
Pben wurde , war die Anstellung als Bezirksthierarzt
M widerruflich , das Ministerium war also in der Lage ,
dm Bittsteller zu entlassen , selbst wenn kein Grund hier-
str vorhanden gewesen wäre. Außerdem sind auch seit
seiner Entlassung 20 Jahre verflossen , so daß eine Re¬
vision äußerst schwierig wäre. Indessen ist die Kom¬
mission der Ansicht , daß die Verfehlungen des Bittstel¬
lers nicht so sehr in die Wagschale fallen dürfen , da er
nachgewiesenermaßen an hoher nervöser Gereiztheit litt
md stets von einem Gefühl der Zurücksetzung gepeinigt
wurde , er mußte ja auch wiederholt Kaltwasserkuren zur
Wiederherstellung seiner Gesundheit gebrauchen . Die
Kommission glaubt darum , eine namhafte Erhöhung der
chm im Laufe der Zeit gewährten Unterstützung von 360
Mark empfehlen zu müssen . Der Kommissionsantrag
geht dahin :

die Petition in diesem Sinne der Großh . Regie¬
rung empfehlend zu überweisen , über das eigentliche
Petitum aber (Revision der Entlassung) zur Tages¬
ordnung überzugehen .

Abg. Eder befürwortet den Kommisfionsantrag unter
Hinweis auf die schlimme Lage des Petenten , der sich
auch als ein tüchtiger Beamter gezeigt habe .

Ministerialrath vr . Krems : Die Großh . Regierung ist
einverstanden mit dem Kommisstonsantrag und insbesondere
auch bereit , eine entsprechende Erhöhung der bisher ge¬
währten Unterstützung in Erwägung zu ziehen .

Abg. Armbruster erklärt sich mit dem Kommissionsan¬
trag einverstanden . Zufolge seiner persönlichen Bekannt¬
schaft mit dem Bittsteller könne er bezeugen , daß dieser
Näßten Theils auf die Unterstützung seiner Tochter, einer
Telegraphistin , angewiesen sei . Bei der anstrengenden, ,
Arvenzerrüttenden Thätigkeit der Tochter , die doch nur
lehr gering honorirt sei , könne er die Bitte um Erhöhung
der Unterstützung aus Staatsmitteln nur empfehlen .

Hierauf wird der Kommissionsantrag einstimmig an¬
genommen .

Abg . Zehnter berichtet über die Bitte der Wilhelm
Hoffmann Eheleute in Würzburg um Rechtsbeistand . Die
Petenten fühlen sich dadurch beschwert, daß durch wieder¬
holte Aenderung des Bauplans ein der Hoffmann Ehe¬
frau gehöriger Acker auf Mannheimer Gemarkung theil-
weise zur Straßenherstellung verwendet wurde . Der übrig
bleibende Theil war zur Bebauung nicht mehr geeignet .
Hoffmann verlangte Uebernahme des Restes des Grund¬
stücks durch die Stadt Mannheim , drang aber damit erst
durch einen Rekurs an das Ministerium , das erklärte,
daß Mannheim verpflichtet sei , die 357 gm Gelände des
Hoffmann zu übernehmen , durch. Ueber die Höhe der
Entschädigung enthielt diese Entscheidung keine Bestim¬
mung. Hoffmann habe auf die Bestimmungen des
Ortsstraßengesetzes von 1868 hingewiesen . Ueber die
Frage der Entschädigung kam es zwischen der Stadt
Mannheim zu einem Civilprozeß . Zu einem Urtheil
ist es aber nicht gekommen, weil ein Vergleich zu Stande
kam , nach welchem die 357 gm gegen eine Entschädigung
von 15 M . für den Quadratmeter übernommen werden
sollte . Dieser Vertrag ist im September 1897 geschloffen
und im November 1897 zum Grundbuch eingetragen
worden . Das Ortsstraßengesetz von 1868 hatte inzwischen
eine Ergänzung durch die Novelle von 1896 erhalten
(Zwangsweise Umlegung von Baugrundstücken ) . Diese
Novelle enthält materielle und Verfahrensvorschriften,
die der Berichterstatter näher darlegt.

Auf dem Mannheimer Riedfeld , wo das fragliche Grund¬
stück liegt , kam es aber zu einer solchen zwangsweisen
Umlegung nicht, sondern zu einem Vertrag , wonach die
Eigenthümer auf die Einhaltung der Verfahrensvorschrif¬
ten des Gesetzes verzichteten, für die Umlegung selbst aber
die materiellen Vorschriften des neuen Gesetzes gelten
sollten . In diesem Vertrag , der auch mit Hoffmann ge¬
schloffen wurde , waren nur noch 4203 gm des Hoffmann'-
schen Grundstücks berücksichtigt nach Abzug der bereits
abgetretenen 357 gm . Schon zwei Tage nach der Unter¬
zeichnung hat Hoffmann persönlich protestirt dagegen, daß
er nur mit 4203 gm nach dem Vertrag betheiligt sei ,
statt auch mit den übrigen 357 gm . Der Verkauf von
357 gm sei nichts anderes als vorschüßliche Abtretung
von Gelände, die jetzt bei der Umlegung auch berücksich¬
tigt werden müsse. Mannheim gab nicht nach , da es
die Ausführungen des Hoffmann nicht für begründet hielt.
Eine Beschwerde beim Mannheimer Bezirksamt war er¬
folglos. Die Petenten haben nun Klage beim Verwal¬
tungsgerichtshof erhoben , die nach der Novelle von 1896
bei zwangsweiser Umlegung zulässig ist. Da die übrigen
betheiligten Eigenthümer mit Entschädigungsklagen wegen
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des Verzugs der Durchführung der Umlegung drohten,
gab Hoffmann die Erklärung ab , daß er gegen die Durch¬
führung der Umlegung nichts einzuwenden habe, sich aber

seine Ansprüche gegen Mannheim und insbesondere die Klage
beim Verwaltungsgerichtshos Vorbehalte . Die Klage beim

Verwaltungsgerichtshof wurde nun in der Folge wegen
Mangels an sachlicher Zuständigkeit abgewiesen , da die

Umlegung keine zwangsweise sei , sondern eine vertrags¬
mäßige. Es seien infolgedessen die Civilgerichte für eine

etwaige Enschädigungsklage zuständig. Die Folge war die

Erhebung einer Klage beim Landgericht Mannheim . Auch
hier erfclgte Abweisung , aber nicht wegen mangelnder
Zuständigkeit, sondern aus sachlichen Gründen . Die Ehe¬
leute Hoffmann seien noch gebunden an den Vertrag vom
21 . August 1897 . Die eingelegte Berufung an das

Oberlandesgericht wurde nicht durchgeführt und infolge -

dessen das Urtheil rechtskräftig . Hoffmann hat sich bei
der weiteren Verfolgung seiner Sache Beleidigungen einer

Reihe von städtischen Beamten von Mannheim zu Schul¬
den kommen lassen , die ihm eine Gefängnißstrafe eintrug .
Der ihm deswegen in Karlsruhe , wo er als Hauptlehrer
angestellt war , drohenden Disziplinirung ging er durch
sein Gesuch um Zuruhesetzung aus dem Wege , .das auch
bewilligt wurde.

Die fundamentale Beschwerde des Hoffmann in der

vorliegenden Petition, die schon dem letzten Landtag vor¬

lag , aber damals nicht mehr behandelt werden konnte ,
stützt sich darauf, daß er bei der Umlegung nicht mit den

restirenden 357 gin berücksichtigt worden sei , daß ihm
vor den Civilgerichten und auch in der Beleidigungssache
Unrecht geschehen und auch seine deswegen erfolgte halb
zwangsweise Zuruhesetzung unberechtigt sei . Petent ver¬

langt, daß das ganze Verfuhren einer Revision, deren

Vornahme von der Kammer angeordnet werden solle,
unterzogen werde . Es würde sich da ergeben , daß der

seiner Verurtheilung zu Grunde liegende Sachverhalt ein
anderer gewesen sei , als das Gericht angenommen habe .

Die Kommission ist der Ansicht , daß diesem Antrag
auf Revision des civil - bezw. schöffengerichtlichen Ver¬

fahrens nicht stattgegeben werden kann. Ihr einstimmiger
Antrag geht daher auf Uebergang zur Tagesordnung .

Der Kommissionsantrag wird ohne Debatte einstimmig
angenommen.

Abg . Dieterle berichtet über die Bitte des Untererhebers
Josef Kraier in Biberach und Genossen um Besserstellung
ihrer Einkommensverhältnisse. Die Petenten wurden vor
Eintrittt der Geltung des Gesetzes von 1888 in ihrer
früheren Dienststellung pensionirt. Da aber ihr Ruhe¬
gehalt zur Befriedigung der nothwendigstenLebensbedürf¬
nisse nicht ausreichte, suchten sie um weitere Verwendung
nach , die sie auch in der Steuerverwaltung als Untererheber
fanden. Sie stehen denjenigen Kollegen erheblich nach ,
die nach 1880 pensionirt wurden, und bitten nun , durch
gesetzliche Regelung die Wohlthaten des Gesetzes von 1888

auch den vor diesem Jahre penfionirten Beamten zuzu¬
wenden . Die Großh . Regierung , an die man sich seitens
der Kommission um Auskunft wandte, anerkannte, daß
die Einkommensverhältnisse der Bittsteller , trotzdem sie
den nach 8 51 Ziffer 3 des Beamtengesetzes zulässigen
Höchstgehalt von 110 Proz . desjenigen Gehaltes , den sie vor
ihrer Zuruhesetzung bezogen, genießen , sehr schlechte seien.
Eine Besserung sei sehr erwünscht , doch empfehle sich eine

gesetzliche Regelung nicht . Es erscheine angezeigt, hiermit
zu warten bis zur allgemeinen Revision des Beamten¬
gesetzes .

Die Kommission verschließt sich nicht der Erkenntniß,
daß die Gehaltsverhältnisse dieser Beamten , die dem
Staate lange Jahre treu gedient haben, Ahr ungünstig
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sind und der Besserung dringend bedürfen,
aber auch nicht für angezeigt , in der gegenwärtigen

"

auf dem Wege der Gesetzgebung vorzugehen , empstM
vielmehr der Großh . Regierung , bei der endgiltigen K
Vision des Beamtengesetzes eine Besserstellung der rvj-^
verwendeten Ruhegehaltsempfänger sich sehr angelet
sein zu lasten. Wenn also auf dem von den Petent«!
angeregten Wege nicht vorgegangen werden kann , st U
vielleicht vorerst auf dem Wege einer Erhöhung der
schalvergütung für ihr sachliches Amtseinkommen dem
rechtigten Wunsche der Petenten zu helfen . Die Ko^
Mission stellt darum den Antrag:

1 . über das eigentliche Petitum zur Tagesordnung
überzugehen, die Petition jedoch

"

2 . in dem Sinn einer Erhöhung der Pauschalvergütum
für das sachliche Amtseinkommen der Petenten dn I « die
Großh . Regierung zur Kenntnißnahme zu über-
weisen.

Hierauf wird der Kvmmissionsantrag debattelos an,
genommen.

Abg . Franz berichtet namens der Kommission stz
Straßen und Eisenbahnen über die Bitte der Stadt¬
gemeinde Neuenburg a . Rh . (Amt Müllheim ) um Her¬
stellung eines Bahnübergangs beim dortigen Bahnhvj,
Die Stadtgemeinde Neuenburg bittet um Umwandlur»
des schon früher genehmigten Fußwegüberganges an dei
Langen Gasse in einen fahrbaren Uebergang.

Die Kommission hat sich mit der Frage eingehend
befaßt. Der Vertreter der Großh. Regierung , mit den, , ,
die Kommission in 's Benehmen trat , äußerte schwer, ! .

^

Bedenken gegen die Erfüllung einer solchen Bitte . Solch, »E "

Niveauübergänge seien äußerst gefährlich ; die TechnLizA,,
"

weigern sich , die Verantwortung für Neuherstellung ,
Uebergängen in Schienenhöhe zu übernehmen.
Regierung sei auch bestrebt , die bestehenden Niveau -»
Übergänge zu entfernen und durch Ueber - oder Untn-i^ '

führungen zu ersetzen . Das könne wegen der hierdurch! Neu

verursachten Kosten nur langsam geschehen , aber we»M dai

die sämmtlichen Uebergänge an den Hauptbahnen
diese Weise ersetzt seien , werde man auch die UebergäiyWrma
an den Nebenbahnen in Angriff nehmen. kizrüni

Die Kommission erkennt das Bedürfniß an , ist jedaW lüi
der Ansicht , daß vorerst wegen der damit oerbundeWiV̂

Gefahr ein fahrbarer Uebergang nicht zu erstellen schW , dc

Sobald die Uebergänge an den Hauptbahnen duichM A

Ueber- und Unterführungen ersetzt sind , soll auch Ne» Wchffl

bürg an die Reihe kommen . Die Stadt wird aber iiWt ei

Erledigung dieser Frage erheblich beschleunigen
durch Gewährung eines entsprechenden Beitrags.
Kommission kommt sonach zu dem Antrag ,

die Petition der Großh . Regierung zur Kenn
nähme zu überweisen .

Abg. vr . Blankmhom : Als die Stadtgemeinde Ne»

bürg vor zwei Jahren an die Großh . Regierung
das Hohe Haus mit der Bitte herantrat, an der Laiß
Gasse einen Uebergang für Fußgänger und Fuhrwerks
erstellen , wurde dem ersten Wunsche entsprochen , «

ich den Dank der Neuenburger ausspreche , während
letzten Bitte keine Erfüllung wurde , da verschiedene? ^ ^

denken Vorlagen , welche — trbtzdem im übrigen die ?

dürfnißfrage von keiner Seite verneint wurde — <

Regierung und die Landstände hinderten , ihr zu »

sprechen. Das Bedürfniß ist aber nicht dadurch aus > A'

Welt geschafft, daß an anderer Stelle bereits ein W ^
gang besteht . Die Großh . Regierung hat das Doch ^

densein des Bedürfnisses selbst dadurch anerkannt , daß Geh.
den Neuenburgern an anderer Stelle einen Niveaus hrwec

gang antrug, anAiner Stelle, die aber so liegt, daß d lergm
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Bedürfniß in keiner Weise genügt werden kann.Anerbieten der Großh . Regierung lege ich dent ^ erarößten Werth , denn sie hat dadurch selbst bekundet ,' die mit einem Niveauübergang verbundenen Gefahren'Lt so groß stnd , wie sie immer dargestellt werden,
«on einer Gefahr kann man Wohl bei der Hauptbahn^den> wo unzählige Schnell - , Personen - und Güterzüge
««lehren ; aber bei einer Bahn, die nur sieben Personen -

d >wei Güterzüge nach jeder Richtung sendet , ist doch
tzine Gefahr zu sehen ! An dieser selben Stelle ist ja'

ein Fußweg erstellt worden, und es hat sich gezeigt ,.sicht die geringste Gefahr vorhanden ist . Früher>
bat man auch die Kosten hervorgehoben , die durch Be-

eines solchen Uebergangs entstehen. Dieses
LÜtMz
en bei

üder-

os LN,

Heining
Kedenken ist heute hinfällig , nachdem man ja schon zur
Bedienung des Fußwegübergangs einen Bahnwart an-
»ellen mußte ; durch Erweiterung dieses bestehenden
Mergangs zum fahrbaren werden keinerlei weitere Be-
sienüngkosten entstehen.

Die Gemeinde hat wohl im Jahre 1876 einem Ver¬
irrter der Großh. Regierung gegenüber auf die Durchfüh-w iÄ E der Langen Gasse über die Bahn hinaus verzichtet.
Über damals wurde der Gemeinde die Pistole auf diew Hn-
diust gesetzt und sie vor die Wahl gestellt , entweder aufi'
dm Uebergang zu verzichten , oder aber den Bahnhof nachEU M Stelle verlegt zu sehen , die für Neuenburg mehrau dn verwünscht gewesen wäre. — Inzwischen har man

nicht geruht , immer auf 's neue wieder das große
> ^ Miesse zu bekunden , das man an der Erstellung eines
r

dE" ^ rganges bei der Langen Gasse hat. Man wurde jedochabgewiesen, zum Theil sogar beinahe bureaukra-- ^ Ä wie ein Müller, dem auf seine, in Vertretung seiner>.echnllkl AEer, der Mühlenbesitzerin, gestellte Bitte um Verbin-^ ^ King seiner Mühle mit der Gegend jenseits der Bahn
Nivew

Unter-»
Antwort wurde : es stehe ja gar nicht fest , ob er je-

M in den Besitz der Mühle komcken werde !
hierduÄl Neuenburg hat sich erheblich erweitert, und die Gründe ,
rr wkm!^ damals gegen die Herstellung des Ueberganges geltend
nen aMlnacht wurden , find alle hinfällig. Da erscheint die'

lalige Bitte der Neuenburger wohl gerechtfertigt und
ndet . Der Kommission dieses Hohen Hauses spreche

ist sür die wohlwollende Prüfung , die sie der Petition
bundemlMdeihm ließ , meinen Dank aus ; ich möchte aber glau-
?llen s«M , daß sw der Regierung doch zu sehr nachgegeben hat .
n duchM Antrag stellt sich meines Erachtens dar als ein
h NeuzMÄel in die Zukunft , der wohl in hundert Jahren
aber !»W eingelöst wird . Eine Ueberführung ist an der frag¬ten Stelle nicht nöthig , und wenn sie erstellt würde , soein Fremder , der an den Ort käme , hierfür nur

Lachen . Dadurch , daß die Großh . Regierung an
erer Stelle einen Niveauübergang anbot , hat sie ihreMen Gründe widerlegt .

Ich möchte aus den von mir angeführten Gründen die
ßh . Regierung ersuchen , die Sache sich nochmals reif-
zu überlegen. Ach habe mir darum erlaubt , einen»g schriftlich zu sormuliren , in dem ich nicht weiterM will als die Kommission : obschon eigentlich eine«Pfehlende Ueberweisung meinem Gefühl entspräche ,""
ich dennoch nur beantragen :

Hohe Zweite Kammer wolle die Petition der
Großh . Regierung zur Kenntn iß nähme über¬
weisen in dem Sinn , daß sie die Frage nochmalsPrüfen und — wenn irgend thunlich — den in derPetition geäußerten Wünschen entgegenkommende
Berücksichtigung zeigen möge.
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st, daßMH . Rath Zittel : Es handelt sich hier um einen
tiveauErwegübergang über einen Bahnhof , nicht um einent, daßHergang über die offene Bahn , über einen Bahnhof,

in dem nicht nur Züge verkehren , sondern auch rangirtwird. Ein Bahnhof ist ein viel gefährlicherer Punktals die offene Strecke . Wenn , wie vom AbgeordnetenBlankenhorn angeführt worden ist , von der Eisen-
bahnverwaltung früher an einer andern Stelle einUebergang angeboten worden ist , so muß ich erwidern ,daß sich eben dieser angebotene Uebergang an einerweniger gefährlichen Stelle befand. Ich muß hier zurück¬kommen auf die Zeit der Erbauung der Bahn . Eswar damals die Lage des Bahnhofs zweifelhaft. Manwollte ihn zuerst in der Richtung gegen Müllheim zulegen , um die

Straßenverbindtzngen in Neuenburg nichtzu stören. Die Gemeinde Neuenburg hat aber diesenPlatz als für sie ungünstig bezeichnet und gewünscht,daß der Bahnhof mehr gegen den Rhein zu verschobenwerde. Das ist auch zugestanden worden unter der
ausdrücklichen Bedingung , daß der Uebergang an der
„ Langen Gasse" unterbleibt. Es wurde dann ein Ueber¬
gang am andern Ende des Bahnhofs , der einen Umwegvon zehn Minuten bedeutete , geschaffen und die GemeindeNeuenburg hat sich damit zufrieden gegeben.Die Eisenbahnverwaltung hat vollständig Recht, wennsie neue Uebergänge, namentlich Fahrwegübergänge , überBahnhöfe nicht mehr zuläßt. Der Verkehr und die Ge¬
schwindigkeit der Züge werden immer größer und damitsteigt auch fortgesetzt die Gefahr. Man sucht neuerdingsdie Bahnen so anzulegen , daß die Wege entweder unterder Bahn hindurch oder über die Bahn hinweg führen .So ist z. B . bei der Bodenseebahn beinahe an keinerStelle ein Niveauübergang vorhanden. Ueberall wo esthunlich ist, werden Niveauübergänge vermieden. Wennman jetzt aus einmal einen neuen Uebergang über einenBahnhof schaffen würde und wir nach der Herstellungzu der Ueberzeugung kommen müßten , daß seine Bei¬behaltung unzulässig ist, dann würde eine Aenderung sehrviel Geld kosten.

Ich halte den Antrag der Kommission für richtig undbitte ihn anzunehmen, den Antrag Blankenhorn ber ab-
zulehncn.

Abg . Hergt spricht sich entschieden gegen den AntragBlankenhorn aus. Es muß allerdings ein Unterschiedgemacht werden zwischen Hauptbahnen und zwischen Neben¬bahnen mit geringem Verkehr . Aber auch hier ist dochder Wunsch nach einer Erweiterung des Verkehrs vor¬handen . Wenn eine solche kommt , dann treten dieSchwierigkeiten , die uns die Niveauübergänge bei denHauptbahnen machen , auch dort auf. Es muß aufBeseitigung der vorhandenen Niveauübergänge hingewirktund die Schaffung neuer vermieden werden. Ich würdees für einen Fehler halten , wenn die Großh . Regierungdem Drängen nachgeben würde, weitere Niveauübergängezuzulassen.
Es hat mich gewundert , daß der Abg . Pfefferte , deres in der Budgetkommisfion vor kurzem als einen Vorzugder Bodenseegürtelbahn gerühmt hat , daß sie die Niveau¬übergänge vermeide , den Antrag Blankenhorn mitunter¬

zeichnet hat.
Es kommen bei dieser Frage nicht allein der Kosten¬punkt , sondern auch die Verantwortlichkeit für die Ver¬

kehrssicherheit und die Kosten der Haftpflicht in Betracht .Ich bitte , den Kommissionsantrag anzunehmen und denAntrag Blankenhorn abzulehnen , und möchte wünschen,daß die Regierung die Sache prüfen wird in der Weise ,wie der Regierungsvertreter in der Kommission es inAussicht gestellt hat.
Abg . Klein erklärt , daß die Kommission die Sachewohlwollend geprüft hat , aber die Ausführungen des

Regierungsvertreters für sie ausschlaggebend waren . Ichglaube aber , daß nichts entgegen steht , den Antrag
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Blankenhorn , den ich lediglich als eine Erweiterung des

Kommissionsantrags ansehe , anzunehmen und so die

Regierung , zu bitten , die Sache nochmals zu prüfen.
Ich sehe darin keinen Widerspruch mit dem Kommissions¬
antrag . Ich spreche natürlich damit nur meine persönliche
Meinung aus , nicht namens der Kommission .

Abg. vr . Blankenhorn : Es handelt sich hier um eine

Nebenbahn mit geringem Verkehr , bei der also die

Schaffung eines Niveauübergangs keine großen Schwierig¬
keiten machen würde. Die Bedürfnißfrage ist von keiner
Seite bezweifelt worden. Deswegen sollte die Großh .

Regierung die Frage nochmals prüfen.
Ich würde mich mit der Antwort der Regierung be¬

gnügen, wenn ich die Sicherheit hätte , daß die in Aus¬

sicht gestellte Unter- oder Uebersührung in Bälde zu
erwarten wäre . So aber kann ich hierin nur einen

Wechsel auf die Zukunst sehen , von dem man nicht weiß ,
wann er eingelöst werden wird. Wenn der Regierungs¬
vertreter uns mittheilen könnte , im Lauf der nächsten
zehn Jahre wird eine solche Ueber- oder Unterführung
ausgesührt werden, nur auf Kosten der Staatskasse , so
wäre ich ihm hierfür dankbar. Die Petition wird immer
wieder kommen , wenn sie jetzt nicht berücksichtigt wird.
Niveauübergänge sind auch an anderen Stellen mit viel

größerem Verkehr vorhanden , auch aus der Hauptlinie .

(Zuruf des Abg . Hergt : Leider !) Erst neuerdings soll
ein solcher Niveauübergang in Heidelberg neu geschaffen
worden sein .

Was nun die weiteren Ausführungen des Herrn Re¬

gierungsvertreters angeht , so möchte ich ihm erwidern :
Der Uebergang, der seiner Zeit angeboten war , liegt östlich ,
liegt dort, wo die Güterzüge noch halten , wo also ganz die¬

selben Schwierigkeiten vorhanden gewesen wären. Daß

Züge auf dem Neuenburger Bahnhof rangiren , kommt

selten vor , der Zugsverkehr ist ein geringer. Eigentlich
hätte ich somit nach meiner Auffassung der Sache den

Antrag aus empfehlende Ueberweisung stellen müssen . Ich

habe aber davon abgesehen , weil ich hoffte , durch meine

Darlegungen die Kommissionsmitglieder zu überzeugen ,
daß die Sache '' doch noch einmal geprüft werden sollte .

Ich habe deswegen nur meinen Erweiterungsantrag zu
dem Kommissionsantrag gestellt .

Abg . Pfefferte: Der Herr Abg . Hergt wird sich erin¬

nern , daß ich auch gesagt habe , daß die Bodensee¬
bahn sehr viel Geld gekostet hat , besonders wegen der

vielen Unterführungen und der dadurch bedingten höheren
Grunderwerbskosten.

Die Eisenbahnverwaltung hat von ihrem Standpunkt
aus ja ganz Recht , wenn sie sich gegen die Zulassung
von Niveauübergängen im Interesse der Verkehrssicherheit
sträubt . Ich persönlich bin aber der Ansicht , daß es sich

hier um eine kleine Linie , wo der Betrieb schwächer ist .
handelt und daß man hier die Niveauübergänge nicht zu
beseitigen braucht, besonders da diese Beseitigung ja bei

der Hauptlinie noch nicht durchgeführt ist . Ich sage, man
kann die Sache weiter prüfen und unterstütze deswegen
den Antrag Blankenhorn .

Abg. Eichhorn : Ich setze voraus . daß die Regierung
alle Petitionen , die ihr zur Kenntniß überwiesen werden ,
wohlwollend prüfen wird und halte deswegen den Antrag
Blankenhorn , wenn er nur das bezweckt , für unnöthig.

Ich stehe auf dem Standpunkt , daß die vorhandenen Ni¬

veauübergänge beseitigt werden müssen , daß neue nicht
mehr geschaffen werden, gebe aber zu , öaß auch die be¬

sonderen Umstände des Falls zu berücksichtigen find. Die

Sache kann ja nochmals geprüft werden . Mit Recht ist

auf die vielen Niveauübergänge bei der Hauptbahn k
gewiesen worden. Wenn wirklich in Heidelberg ein r,
Niveauübergang zugelasien worden wäre , so würde ^
eine bedauerliche Inkonsequenz der Großh . Realen
sein . Meine Fraktion wird für den Kommissionsa «^
und gegen den Antrag Blankenhorn stimmen .

^

Abg. Hergt : Der Antrag Blankenhorn sieht ja aus d.
ersten Blick unverfänglich aus , ist es aber nicht, wie
aus seiner Begründung ergibt. Ich halte es für un̂

dingt nothwendig, daß die Niveauübergänge beseitt
^

und neue nicht eröffnet werden . Wenn das tk .
sächlich in Heidelberg geschehen sein sollte , so würde ^
das für einen unverzeihlichen Fehler der Eisenbahn»,
waltung halten . Bei jeder Nebenbahn hoffen wir d-,̂

auf eine Vergrößerung des Verkehrs. Es kann deswee^
der jetzige geringe Verkehr kein Grund sein , etwas hj,
zuzulassen , dessen Beseitigung später Schwierigkeit
machen würde. Ich weise auch auf die Konsequenzen hj«
Wenn man hier nachgeben würde, könnte man auch ^
andern Punkten ein gleiches Gesuch nicht zurückweism
Es wird hier ähnlich gehen , wie mit der Bahnsteigspern
die auch anfänglich großen Widerstand gefunden hat M
aber allgemein als nothwendig anerkannt wird . Mg,
wird in Bälde einsehen , daß die Beseitigung der Niveau-
Übergänge eine Nothwendigkeit ist . Ich bitte nochmals
den Kommissionsantrag anzunehmen und den Antiac
Blankenhorn abzulehnen.

Abg . Armbrnster glaubt aus den Schlußworten des Ah,
Blankenhorn entnehmen zu können , daß Abg . Blanks
Horn selbst den Antrag auf empfehlende Ueberweisung tz-

zu weitgehend hält . Nachdem die Regierung in der KoW
Mission als Prinzip die Beseitigung der Niveauübergäiy.
ausgestellt hatte , konnte die Kommission nicht zu
Antrag auf empfehlende Ueberweisung kommen. M
wollten durch die Ueberweisung zur Kenntnißnahnie die
Regierung bitten , die Frage unter Berücksichtigung der
lokalen Verhältnisse nochmals zu prüfen . Ich empsetz
in erster Linie den Kommissionsantrag zur Annahme .

Abg . Or . Blankenhorn : Der Herr Abg . Eichhorn Hai,
wie der Herr Regierungsvertreter , besonderen NachdÄ

darauf gelegt , daß es sich hier um den Uebergang Lin
einen Bahnhof handle. Es handelt sich aber um eim

Bahnhof , in dem gar nicht rangirt wird und der Zug¬
verkehr ein geringer ist .

Ich habe auch gesagt , daß ich eigentlich zu dem .
auf empfehlende Ueberweisung hätte kommen müssen. kn

Abg . Armbruster hat mich da ganz richtig verstau !«.

Ich halte es für nothwendig, daß die Frage nochum

geprüft wird , was nach dem Kommissionsantrag M

erforderlich erscheint. Es handelt sich bei dem Ar-

Missionsantrag um eine Verabschiedung , nicht -

eine weitere Prüfung der Sache , wie sich aus !«

Begründung ergibt . Ich möchte die Sache heute uit

für erledigt halten , deswegen glaube ich meinen
""

nochmals zur Annahme empfehlen zu können .

Darauf wird der Antrag Blankenhorn - abgelehnt uü

der Kommissionsantrag mit großer Majorität angeno»»

Abg . Burkhard berichtet über die Bitte des Pensionat»

Weichenwärters Josef Frank in Mannheim um b

Höhung seiner Pension . Die Kommission stellt d»

Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung , der «r

genommen wird.

Schluß der Sitzung : 11 *st Uhr .
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